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Seit 1. Januar 2007 ist die CD-ROM neu gestaltet und preisgünstiger.

Die CD-ROM wird jetzt als Doppel-CD „SGV. NRW. und SMBl. NRW.“ herausgegeben.

Sie enthält somit stets das gesamte Landesrecht und alle Verwaltungsvorschriften (Erlasse) auf dem 

aktuellen Stand.

Im Abonnement kostet diese Doppel-CD nicht mehr als früher eine Einzel-CD, nämlich nur 77 € pro Jahr.

Die aktuelle CD-Rom, Stand Januar 2010, ist erhältlich.

Das Bestellformular mit den Preisen befi ndet sich im GV-Blatt 2006 Nr. 29, S. 472.

Informationen zur CD-ROM fi nden Sie auch im Internet über das Portal: https://recht.nrw.de.

Hinweis:

Die Gesetz- und Verordnungsblätter, die Ministerialblätter, die Sammlung aller Gesetze und Verord-
nungen des Landes NRW (SGV. NRW.) sowie die Sammlung der in Teil I des MBl. NRW. veröffentlichten 
Erlasse (SMBl. NRW.) stehen im Intranet des Landes NRW zur Verfügung.

Dasselbe wird auch im Internet angeboten. Die Adresse ist: https://recht.nrw.de. Hingewiesen wird auf 
die kostenlosen Angebote im Internet unter der genannten Adresse. Dort fi nden Sie Links zu vielen quali-
tativ hochwertigen Rechtsangeboten. 

Wollen Sie die Inhaltsangabe eines jeden neuen Gesetzblattes oder Ministerialblattes per Mail 
zugesandt erhalten? Dann können Sie sich in das Newsletter-Angebot der Redaktion eintragen. 
Adresse: https://recht.nrw.de, dort: kostenlose Angebote.
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2030

Verordnung
zur Übertragung beamten-, versicherungs- und 

disziplinarrechtlicher Zuständigkeiten
und Befugnisse im Geschäftsbereich des 

Ministeriums für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie

(Zuständigkeitsverordnung MIWFT – 
ZustVO MIWFT)
Vom 17. Mai 2010

Auf Grund

1.   des § 2 Absatz 3 und des § 105 Satz 2 des Landesbe-
amtengesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), 
geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Novem-
ber 2009 (GV. NRW. S. 570),

2.   des § 54 Absatz 3 Satz 2 des Beamtenstatusgesetzes 
vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 1010), geändert durch 
Artikel 15 Absatz 16 des Gesetzes vom 5. Februar 
2009 (BGBl. I S. 160),

3.   des § 3 Absatz 1 und 3 und des § 5 der Verordnung 
über die Ernennung, Entlassung und Zurruhesetzung 
der Beamten und Richter des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 27. Juni 1978 (GV. NRW. S. 286), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 der Verordnung vom 18. 
November 2008 (GV. NRW. S. 729), im Einvernehmen 
mit dem Innenministerium und dem Finanzministe-
rium,

4.   des § 12 Absatz 1 Satz 3 des Gesetzes zur Errichtung 
einer Stiftung „Stiftung für Hochschulzulassung“ 
vom 18. November 2008 (GV. NRW. S. 710),

5.   des § 91 Absatz 2 des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch – Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversi-
cherung – vom 23. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3845) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 12. November 
2009 (BGBl. I S. 3710, 3973) in Verbindung mit § 5 der 
Verordnung zur Regelung der Zuständigkeiten nach 
dem Sozialgesetzbuch vom 13. Dezember 1989 (GV. 
NRW. S. 679), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 20. November 2007 (GV. NRW. S. 588),

6.   des § 76 Absatz 5 und § 81 Satz 2 des Landesdiszipli-
nargesetzes vom 16. November 2004 (GV. NRW. 
S. 624), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. Okto-
ber 2009 (GV. NRW. S. 530)

wird verordnet:

§ 1
Allgemeines

(1) Dienstvorgesetzte Stelle und als solche zuständig für 
beamtenrechtliche Entscheidungen über die persönlichen 
Angelegenheiten des ihnen nachgeordneten beamteten 
Personals ist

1.  bei den Kunsthochschulen
  hinsichtlich des in § 27 Absatz 2 Satz 2 Kunsthoch-

schulgesetz genannten Personals
 die in dieser Vorschrift genannte Person,

  hinsichtlich des in § 27 Absatz 2 Satz 3 Kunsthoch-
schulgesetz genannten Personals

 die in dieser Vorschrift genannte Person,

2.  bei der Stiftung für Hochschulzulassung
  hinsichtlich des der Stiftung zugewiesenen Personals
  die Geschäftsführung der Stiftung für Hochschulzu-

lassung,

3.   bei den Einrichtungen im Geschäftsbereich (Hoch-
schulbibliothekszentrum, Deutsche Zentralbibliothek 
der Medizin und Zoologisches Forschungsmuseum 
Alexander Koenig)

 die Leitung der jeweiligen Einrichtung,

4.   für das Personal, das gemäß § 12 Personaleinsatzma-
nagementgesetz NRW in den vorgezogenen Ruhestand 
versetzt worden ist,

  die Leitung der vor der Versetzung an das Landesamt 
für Personaleinsatzmanagement zuständigen Stellen.

Dies gilt nicht, sofern der Zurruhesetzungsvorgang 
betroffen ist. Hier bleibt es bei der Zuständigkeit des 
Landesamtes für Personaleinsatzmanagement.

(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit nach Gesetz oder Verord-
nung eine andere Stelle zuständig oder in den §§ 2 bis 9 
etwas anderes bestimmt ist.

(3) Sofern die Grundordnung der Kunsthochschule 
bestimmt, dass die Kunsthochschule an Stelle des Rekto-
rats von einem Präsidium geleitet wird, gelten für die 
hier getroffenen Bestimmungen die Regelungen des § 15 
Absatz 2 Kunsthochschulgesetz entsprechend.

§ 2 
Beamtenverhältnis

(1) Der jeweiligen Kunsthochschule übertrage ich die 
Ausübung der Befugnis zur

1.   Ernennung und Entlassung des beamteten Personals 
auf Zeit, dem ein Amt der Besoldungsgruppen W 1 bis 
W 3 verliehen ist oder wird, mit Ausnahme der in § 18 
Absatz 1 Satz 1 Kunsthochschulgesetz sowie der in 
§ 19 Absatz 1 Kunsthochschulgesetz genannten Per-
sonen,

2.   Ernennung, Entlassung und Versetzung in den Ruhe-
stand des sonstigen beamteten Personals, dem ein 
Amt der Besoldungsgruppen W 2 oder W 3 verliehen 
ist oder wird,

3.   Entlassung des beamteten Personals auf Zeit, dem ein 
Amt der Besoldungsgruppen C 1 bis C 4 verliehen ist,

4.   Entlassung und Versetzung in den Ruhestand des 
sonstigen beamteten Personals, dem ein Amt der 
Besoldungsgruppen C 2 bis C 4 verliehen ist,

5.   Entlassung und Versetzung in den Ruhestand des 
beamteten Personals, dem ein Amt der Besoldungs-
gruppen H 1 oder H 2 verliehen ist.

(2) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlas-
sung und Versetzung in den Ruhestand des sonstigen 
beamteten Personals an Kunsthochschulen, dem ein Amt 
der Besoldungsgruppe A 1 bis A 16 verliehen ist oder 
wird, und des entsprechenden beamteten Personals ohne 
Amt, mit Ausnahme der in § 19 Absatz 1 Kunsthoch-
schulgesetz genannten Person, übertrage ich auf die 
jeweilige Kunsthochschule.

(3) Soweit beamtetes Personal der Stiftung für Hoch-
schulzulassung zugewiesen worden ist, übertrage ich die 
Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlassung und 
Versetzung in den Ruhestand des beamteten Personals, 
dem ein Amt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 15 verlie-
hen ist oder wird, und des entsprechenden beamteten 
Personals ohne Amt auf die Geschäftsführung der Stif-
tung.

(4) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlas-
sung und Versetzung in den Ruhestand des beamteten 
Personals, dem ein Amt der Besoldungsgruppe A 1 bis 
A 14 verliehen ist oder wird, und des entsprechenden 
beamteten Personals ohne Amt übertrage ich

1.  an dem Hochschulbibliothekszentrum
 auf das Hochschulbibliothekszentrum,

2.  an der Deutschen Zentralbibliothek der Medizin
 auf die Deutsche Zentralbibliothek der Medizin,

3.   an dem Zoologischen Forschungsmuseum Alexander 
Koenig

  auf das Zoologische Forschungsmuseum Alexander 
Koenig.

(5) Für

1.   andere als die in den Absätzen 1 bis 4 genannten Ent-
scheidungen nach den §§ 8 bis 12 und 21 bis 32 Beam-
tenstatusgesetz und nach den §§ 15 bis 19 und 27 bis 
41 Landesbeamtengesetz,

2.   die Verlängerung der Probezeit (§ 14 Absatz 5 Lan-
desbeamtengesetz),

3.   die Beförderungen im Sinne des § 20 Absatz 1 Num-
mer 2 und 3 Landesbeamtengesetz,

4.   die Übernahme nach § 16 Absatz 2 bis 4 Beamtensta-
tusgesetz,
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5.   die Versetzung in ein Amt mit geringerem Endgrund-
gehalt (§ 25 Absatz 2 Landesbeamtengesetz oder § 18 
Absatz 1 Beamtenstatusgesetz),

6.   die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand nach 
§ 18 Absatz 2 Beamtenstatusgesetz sowie

7.   ein Verbot der Führung der Dienstgeschäfte (§ 39 
Beamtenstatusgesetz)

sind dienstvorgesetzte Stelle die in § 27 Absatz 2 Satz 2 
Kunsthochschulgesetz oder die in § 27 Absatz 2 Satz 3 
Kunsthochschulgesetz genannten Personen in dem in den 
Absätzen 1 bis 2 genannten Umfang.

(6) Absatz 5 gilt entsprechend für die Leitung der jewei-
ligen Einrichtung im Geschäftsbereich und die Ge-
schäftsführung der Stiftung für Hochschulzulassung in 
dem in den Absätzen 3 und 4 genannten Umfang.

(7) Soweit die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, 
Entlassung und Versetzung in den Ruhestand nicht der 
Landesregierung vorbehalten und nicht nach den Absät-
zen 1 bis 4 übertragen ist, nehme ich diese Befugnis wahr. 
Das gilt entsprechend für Entscheidungen nach den 
Absätzen 5 und 6.

§ 3
Versetzung, Abordnung

(1) § 2 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 und Absatz 2 bis 4 gilt 
für die Erklärung des Einverständnisses zu einer Verset-
zung oder Abordnung in den Landesdienst sowie für die 
Versetzung oder Abordnung zu einem anderen Dienst-
herrn, § 2 Absatz 1 Nummer 5 für die Versetzung oder 
Abordnung zu einem anderen Dienstherrn entsprechend. 
Das gilt auch für die Versetzung oder Abordnung inner-
halb des Landesdienstes.

(2) In anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen ver-
füge ich die Versetzung oder Abordnung.

§ 4
Besoldungsnebengebiete

(1) Für Entscheidungen nach den Vorschriften

1.  des Umzugskostenrechts,

2.   des Reisekostenrechts einschließlich der Anordnung 
und Genehmigung von Auslandsdienstreisen,

3.  der Trennungsentschädigungsverordnung,

4.  der Unterstützungsgrundsätze und

5.  der Vorschussrichtlinien

ist dienstvorgesetzte Stelle

a)   für das in § 27 Absatz 2 Satz 2 Kunsthochschulgesetz 
genannte beamtete Personal

 die in dieser Vorschrift genannte Person,

b)   für das in § 27 Absatz 2 Satz 3 Kunsthochschulgesetz 
genannte beamtete Personal

 die in dieser Vorschrift genannte Person und

c)   für das der Stiftung für Hochschulzulassung zugewie-
sene beamtete Personal

  die Geschäftsführung der Stiftung für Hochschulzu-
lassung.

(2) Für Entscheidungen nach Absatz 1 Nummern 2 und 
3, soweit die Zahlung der Trennungsentschädigung be-
rührt ist, ist hinsichtlich der Rektorinnen und Rektoren 
der Kunsthochschulen die Kanzlerin oder der Kanzler 
der jeweiligen Kunsthochschule zuständig. Für Entschei-
dungen nach Absatz 1 ist hinsichtlich der Kanzlerinnen 
und Kanzler die Rektorin oder der Rektor der jeweiligen 
Kunsthochschule zuständig.

(3) Für Entscheidungen nach Absatz 1 Nummern 1 bis 5 
mit Ausnahme der Anordnung und Genehmigung von 
Dienstreisen in den außereuropäischen Bereich von einer 
Dauer von über sieben Tagen ist dienstvorgesetzte Stelle 
für das beamtete Personal

1.  bei den Einrichtungen im Geschäftsbereich
 die Leitung der jeweiligen Einrichtung und

2.  bei der Stiftung für Hochschulzulassung
  die Geschäftsführung der Stiftung für Hochschulzu-

lassung.

(4) Für Entscheidungen nach Absatz 1 Nummer 2, mit 
Ausnahme der Anordnung und Genehmigung von 
Dienstreisen in den außereuropäischen Bereich, und 
Nummer 3, soweit die Zahlung der Trennungsentschädi-
gung berührt ist, ist hinsichtlich
der Leitung der Einrichtungen im Geschäftsbereich,
der Geschäftsführung der Stiftung für Hochschulzulas-
sung
die jeweilige Stellvertretung zuständig.

(5) Für Entscheidungen nach den Vorschriften der Bei-
hilfenverordnung ist dienstvorgesetzte Stelle

1.   für die Rektorinnen oder Rektoren und für die Kanz-
lerinnen und Kanzler der Kunsthochschulen und für 
das in § 27 Absatz 2 Satz 2 Kunsthochschulgesetz 
genannte beamtete Personal sowie für die Leitung der 
Einrichtungen im Geschäftsbereich

  die Rektorin oder der Rektor der gemäß § 13 Absatz 1 
Satz 2 Nummer 6 Beihilfeverordnung zuständigen 
Hochschule und

2.   für das in § 27 Absatz 2 Satz 3 Kunsthochschulgesetz 
genannte beamtete Personal sowie für das beamtete 
Personal bei den Einrichtungen im Geschäftsbereich

  die Kanzlerin oder der Kanzler der gemäß § 13 Ab-
satz 1 Satz 2 Nummer 6 Beihilfeverordnung zuständi-
gen Hochschule.

Hinsichtlich der Rektorin und des Rektors der sich aus 
§ 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 Beihilfenverordnung 
ergebenden Hochschule ist für diese Entscheidungen
die Kanzlerin oder der Kanzler der jeweiligen Hoch-
schule zuständig.

(6) In anderen als den in den Absätzen 1 bis 5 genannten 
Fällen treffe ich die Entscheidung.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht, soweit auf Grund 
der in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 5 und Absatz 5 auf-
geführten Vorschriften eine andere Stelle zuständig ist.

§ 5
Nebentätigkeit

(1) Für Entscheidungen nach den §§ 48 bis 58 und 126 
Landesbeamtengesetz ist dienstvorgesetzte Stelle bei den 
Kunsthochschulen

1.   für das in § 27 Absatz 2 Satz 2 Kunsthochschulgesetz 
genannte beamtete Personal

 die in dieser Vorschrift genannte Person und

2.   für das in § 27 Absatz 2 Satz 3 Kunsthochschulgesetz 
genannte beamtete Personal

die in dieser Vorschrift genannte Person.

(2) Für Entscheidungen nach den §§ 48 bis 58 Landesbe-
amtengesetz ist dienstvorgesetzte Stelle für das beamtete 
Personal, dem ein Amt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 
15 verliehen ist, und für das entsprechende beamtete 
Personal ohne Amt bei

1.  dem Hochschulbibliothekszentrum,

2.  der Deutschen Zentralbibliothek für Medizin,

3.   dem Zoologischen Forschungsmuseum Alexander 
Koenig

die Leitung der jeweiligen Einrichtung.

(3) Für Entscheidungen nach den §§ 48 bis 58 Landesbe-
amtengesetz ist dienstvorgesetzte Stelle für das der Stif-
tung für Hochschulzulassung zugewiesene beamtete Per-
sonal, dem ein Amt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 15 
verliehen ist, und für das entsprechende beamtete Perso-
nal ohne Amt
die Geschäftsführung der Stiftung.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für die Entgegen-
nahme von Anzeigen über Nebentätigkeiten.

(5) In anderen als den in den Absätzen 1 bis 4 genannten 
Fällen treffe ich die Entscheidung und nehme die Anzeige 
entgegen.
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§ 6
Weitere Zuständigkeiten

(1) Für Entscheidungen nach § 37 Beamtenstatusgesetz 
sowie für die Geltendmachung von Schadensersatz- und 
Rückgriffsansprüchen des Landes (§ 48 Beamtenstatus-
gesetz, § 81 Landesbeamtengesetz) ist dienstvorgesetzte 
Stelle

1.   bei den Kunsthochschulen für das in § 27 Absatz 2 
Satz 2 Kunsthochschulgesetz genannte beamtete Per-
sonal

 die in dieser Vorschrift genannte Person,

2.   bei den Kunsthochschulen für das in § 27 Absatz 2 
Satz 3 Kunsthochschulgesetz genannte beamtete Per-
sonal

 die in dieser Vorschrift genannte Person und

3.   bei der Stiftung für Hochschulzulassung für das zuge-
wiesene beamtete Personal, dem ein Amt der Besol-
dungsgruppe A 1 bis A 15 verliehen ist, und für das 
entsprechende beamtete Personal ohne Amt

 die Geschäftsführung der Stiftung.

(2) Die Zuweisung des zum Stichtag 31. Dezember 2008 
bei der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen 
vorhandenen beamteten Personals zu den seinen Ämtern 
entsprechenden Tätigkeiten bei der Stiftung für Hoch-
schulzulassung ist der Geschäftsführung der Stiftung 
übertragen.

§ 7
Klagen aus dem Beamtenverhältnis

(1) Die Befugnis, im Vorverfahren zu Klagen aus dem 
Beamtenverhältnis über den Widerspruch zu entscheiden 
und das Land insoweit bei Klagen aus dem Beamtenver-
hältnis vor den Gerichten der allgemeinen Verwaltungs-
gerichtsbarkeit zu vertreten, übertrage ich auf

1.  die Kunsthochschulen,

2.  das Hochschulbibliothekszentrum,

3.  die Deutsche Zentralbibliothek der Medizin,

4.   das Zoologische Forschungsmuseum Alexander Koe-
nig,

5.  das Landesamt für Besoldung und Versorgung,

6.  die Stiftung für Hochschulzulassung,

 soweit diese den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen 
oder die Handlung vorgenommen haben, gegen die sich 
Widerspruch und Klage richten.

(2) In anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen ent-
scheide ich über den Widerspruch und vertrete das Land.

(3) Soweit es um Entscheidungen nach den Vorschriften 
der Beihilfenverordnung geht, die vor Inkrafttreten der 
Sechsten Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
beamtenrechtliche Zuständigkeiten im Geschäftsbereich 
des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung vom 
16. Juni 2003 (GV. NRW. S. 312) getroffen worden sind, 
übertrage ich die Befugnis, das Land bei Klagen aus dem 
Beamtenverhältnis vor den Gerichten der allgemeinen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit zu vertreten, auf die jewei-
lige sich aus § 13 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 Beihilfen-
verordnung ergebende Hochschule.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, soweit auf Grund 
der Vorschriften der Beihilfenverordnung eine andere 
Stelle zuständig ist.

§ 8
Versicherungsrechtliche Zuständigkeiten

Die Zuständigkeit für Entscheidungen über das Vorlie-
gen der Voraussetzungen für die Versicherungsfreiheit 
nach § 5 Absatz 1 Satz 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch 
– Gesetzliche Rentenversicherung – wird auf die in § 33 
Absatz 3 Satz 2 Hochschulgesetz und die in § 27 Absatz 
2 Satz 2 Kunsthochschulgesetz genannte Person übertra-
gen, soweit diese oder die jeweiligen Hochschulräte als 
oberste Dienstbehörde (§ 2 Absatz 1 Nummer 3 Landes-
beamtengesetz) für die Bewilligung eines Urlaubs oder 
die Zustimmung dazu nach den §§ 5, 9 oder 12 Sonder-
urlaubsverordnung zuständig sind. § 1 Absatz 3 gilt ent-
sprechend.

§ 9
Disziplinarrechtliche Zuständigkeiten

(1) Die Befugnis zur Entscheidung über die Zahlung und 
Entziehung des Unterhaltsbeitrags übertrage ich auf die 
nachgeordneten dienstvorgesetzten Stellen im Sinne des 
§ 17 Absatz 5 Satz 1 Landesdisziplinargesetz.

(2) Die Disziplinarbefugnisse gegenüber dem ehemali-
gen beamteten Personal, das in den Ruhestand getreten 
ist, übertrage ich auf die nachgeordneten dienstvorge-
setzten Stellen im Sinne des § 17 Absatz 5 Satz 1 Lan-
desdisziplinargesetz.

(3) Die Zuständigkeit zum Erlass von Widerspruchsbe-
scheiden im Sinne des § 41 Absatz 1 Landesdisziplinar-
gesetz und die gerichtliche Vertretung des Dienstherrn 
bei Klagen, die ihren Ursprung im Landesdisziplinarge-
setz haben, richtet sich nach § 7.

§ 10
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 16. Mai 2010 
in Kraft.

Gleichzeitig treten die Verordnung zur Übertragung ver-
sicherungsrechtlicher Zuständigkeiten des Ministeriums 
für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
vom 8. Juni 1989 (GV. NRW. S. 448), die Disziplinarzu-
ständigkeitsVO MWF vom 21. April 2005 (GV. NRW. 
S. 428) und die Beamtenzuständigkeitsverordnung 
MIWFT vom 8. Dezember 2004 (GV. NRW. S. 777) außer 
Kraft.

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2016 außer Kraft.

Düsseldorf, den 17. Mai 2010

Der Minister
für Innovation, Wissenschaft,
Forschung und Technologie

des Landes Nordrhein-Westfalen

Prof. Dr. Andreas  P i n k w a r t

– GV. NRW. 2010 S. 282

95
Bekanntmachung des Inkrafttretens

des Abkommens über die Beteiligung 
der Länder Mecklenburg-Vorpommern 

und Nordrhein-Westfalen
am Abkommen über die Zusammenarbeit
auf dem Gebiet der Schifffahrtsmedizin

Vom 14. Mai 2010

Nachdem die Ratifi kationsurkunde des Landes Nord-
rhein-Westfalen am 5. Mai 2010 bei der Behörde für 
Soziales, Familie, Gesundheit und Verbraucherschutz der 
Freien und Hansestadt Hamburg hinterlegt wurde und 
hinsichtlich der übrigen Vertragspartner (Land Mecklen-
burg-Vorpommern, Freie Hansestadt Bremen, Freie und 
Hansestadt Hamburg, Land Niedersachsen, Land Schles-
wig-Holstein) die innerstaatlichen Voraussetzungen zum 
Inkrafttreten vorlagen, trat der Staatsvertrag gemäß sei-
nes § 4 mit Wirkung zum 1. Januar 2009 in Kraft.

Düsseldorf, den 14. Mai 2010

Der Ministerpräsident
des Landes Nordrhein-Westfalen

(L. S.) Dr. Jürgen  R ü t t g e r s

– GV. NRW. 2010 S. 284
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20301

Verordnung
zur Anerkennung von Berufsqualifi kationen

als Laufbahnbefähigung

Auf Grund des § 12 Absatz 1 Satz 2 des Landesbeamten-
gesetzes vom 21. April 2009 (GV. NRW. S. 224), geändert 
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. November 2009 
(GV. NRW. S. 570), wird verordnet:

§ 1
Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gewährleistet die Arbeitnehmer- 
und Dienstleistungsfreiheit gemäß Artikel 39 des Vertra-
ges zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft durch 
die Anerkennung von Berufsqualifi kationen, die in ande-
ren Mitgliedstaaten erworben wurden, als Laufbahnbe-
fähigung entsprechend der Richtlinie 2005/36/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Septem-
ber 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifi katio-
nen (ABl. EU Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271 S. 18; 2008 
Nr. L 93 S. 28; 2009 L 33 S. 49) in der jeweils geltenden 
Fassung. Unberührt bleibt der Grundsatz der automati-
schen Anerkennung auf Grund der Regelungen in den 
Artikel 21 ff. der Richtlinie 2005/36/EG und der Grund-
satz der Anerkennung von Berufserfahrung nach Titel III 
Kapitel II der Richtlinie 2005/36/EG. Für die Befähigung 
zu einem Lehramt gemäß Lehrerausbildungsgesetz gilt 
die Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 2005/36/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqua-
lifi kationen im Lehrerbereich vom 22. September 2007 
(GV. NRW. S. 430).

(2) Mitgliedstaat im Sinne dieser Verordnung ist

1.  jeder Mitgliedstaat der Europäischen Union,

2.   jeder andere Vertragsstaat des Abkommens über den 
Europäischen Wirtschaftsraum oder

3.   jeder andere Vertragsstaat, dem Deutschland und die 
Europäische Union vertraglich einen Rechtsanspruch 
auf Anerkennung von Berufsqualifi kationen einge-
räumt haben.

(3) Soweit personenbezogene Bezeichnungen im Masku-
linum stehen, wird diese Form verallgemeinernd verwen-
det und bezieht sich auf beide Geschlechter.

§ 2
Anerkennung

(1) Berufsqualifi kationsnachweise nach Artikel 11 der 
Richtlinie 2005/36/EG oder diesen gleichgestellte Aus-
bildungsnachweise nach Artikel 12 Absatz 1 der Richtli-
nie 2005/36/EG, die in einem anderen Mitgliedstaat 
erforderlich sind, um den unmittelbaren Zugang zum 
öffentlichen Dienst dieses Staates zu eröffnen oder 
gemäß Artikel 12 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/EG 
diesbezüglich erworbene Rechte verleihen, sind auf 
Antrag als Befähigung für die Laufbahn, die der Fach-
richtung der Qualifi kationsnachweise entspricht, anzuer-
kennen, wenn

1.   sie in einem Mitgliedstaat von einer entsprechend 
dessen Rechts- und Verwaltungsvorschriften benann-
ten zuständigen Behörde ausgestellt worden sind,

2.   sie bescheinigen, dass das Berufsqualifi kationsniveau 
des Antragstellers den Voraussetzungen des Absatzes 
2 entspricht.

3.   sie im Vergleich zu der in Nordrhein-Westfalen als 
Befähigungsvoraussetzung für die Laufbahn erfor-
derlichen Vor- und Ausbildung weder ein zeitliches 
noch ein inhaltliches Defi zit nach § 4 aufweisen,

4.   der Antragsteller die Staatsangehörigkeit eines Mit-
gliedstaates im Sinne dieser Verordnung hat und

5.   der Antragsteller nicht wegen schwerwiegender be-
rufl icher Verfehlungen, wegen Straftaten oder sonsti-
ger Gründe für den Zugang zum Beamtenverhältnis 
ungeeignet ist.

Einem Qualifi kationsnachweis nach Satz 1 ist ebenfalls 
jeder in einem Drittland ausgestellte Qualifi kationsnach-
weis gleichgestellt, sofern sein Inhaber in dem betreffen-
den Beruf drei Jahre Berufserfahrung im Hoheitsgebiet 
des Mitgliedsstaates besitzt, der diesen Qualifi kations-
nachweis nach Artikel 2 Absatz 2 der Richtlinie 2005/36/
EG anerkannt hat, und dieser Mitgliedstaat die Berufs-
erfahrung bescheinigt.

(2) Für die Laufbahnen des einfachen und mittleren 
Dienstes bedarf es mindestens eines Befähigungsnach-
weises gemäß Artikel 11 Buchstabe a der Richtlinie 
2005/36/EG. Für die Laufbahnen des gehobenen Diens-
tes bedarf es mindestens eines Diploms gemäß Artikel 11 
Buchstabe c der Richtlinie 2005/36/EG und für die Lauf-
bahnen des höheren Dienstes bedarf es mindestens eines 
Diploms gemäß Artikel 11 Buchstabe d der Richtlinie 
2005/36/EG. Für die vorgenannten Sätze ist jeweils Arti-
kel 13 der Richtlinie 2005/36/EG berücksichtigt.

(3) Hat der Antragsteller in einem Mitgliedstaat, der die 
Berufsausübung nicht reglementiert hat, zwei Jahre in-
nerhalb der letzten zehn Jahre den Beruf vollzeitlich 
ausgeübt, gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend, wenn 
die Qualifi kationsnachweise bescheinigen, dass der An-
tragsteller auf die Ausübung des betreffenden Berufs 
vorbereitet wurde. Bestätigen die vorgelegten Qualifi ka-
tionsnachweise den Abschluss einer reglementierten 
Ausbildung gemäß eines Qualifi kationsniveaus des Arti-
kels 11 Buchstaben b, c, d oder e der Richtlinie 2005/36/
EG, ist der Nachweis einer Berufserfahrung gemäß 
Satz 1 nicht erforderlich.

§ 3
Antrag

(1) Der Antrag auf Anerkennung ist an das für die ange-
strebte Laufbahn zuständige Ministerium oder die von 
ihm bestimmte Stelle seines Geschäftsbereiches zu rich-
ten (zuständige Behörde). Das zuständige Ministerium 
kann Aufgaben und Befugnisse, die in dieser Verordnung 
geregelt sind, ganz oder teilweise auf die Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts über-
tragen. § 4 Absatz 4 Satz 2 der Laufbahnverordnung fi n-
det entsprechende Anwendung.

(2) Dem Antrag sind beizufügen:

1.   eine tabellarische Darstellung des berufl ichen Werde-
gangs,

2.  Berufsqualifi kationsnachweise,

3.   Nachweis der Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Union,

4.   Bescheinigungen oder Urkunden des Heimat- oder 
Herkunftsstaates darüber, dass keine schwerwiegen-
den berufl ichen Verfehlungen, Straftaten oder sons-
tige, die Eignung des Antragstellers in Frage stellen-
den Umstände bekannt sind; die Bescheinigungen 
oder Urkunden dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als 
drei Monate sein,

5.   Bescheinigungen des Heimat- oder Herkunftsstaates, 
aus denen hervorgeht, zu welcher Berufsausübung die 
Berufsqualifi kationsnachweise berechtigen,

6.  Bescheinigungen über die bisherige Berufserfahrung,

7.   eine Erklärung, dass die Anerkennung weder gleich-
zeitig bei einer anderen Behörde beantragt noch zu 
einem früheren Zeitpunkt abgelehnt worden ist,

8.   Nachweise über Inhalte und Dauer der Studien und 
Ausbildungen; aus den Nachweisen müssen die Anfor-
derungen, die zur Erlangung des Abschlusses geführt 
haben, hervorgehen.

(3) Der Antrag und die beizufügenden Unterlagen sind, 
soweit sie von dem Antragssteller stammen, in deutscher 
Sprache vorzulegen, sonstige Unterlagen mit einer 
beglaubigten Übersetzung.

§ 4
Bewertung der Berufsqualifikationen

(1) Die zuständige Behörde prüft, ob die Ausbildungs- 
und Befähigungsnachweise mit einer Befähigung für eine 
Laufbahn vergleichbar sind. Sie ordnet sie einer Lauf-
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bahn zu und stellt fest, ob die Ausbildungs- und Befähi-
gungsnachweise ein inhaltliches oder zeitliches Defi zit 
aufweisen. Dabei ist auch zu prüfen, inwieweit ein Defi -
zit durch die während einer Berufstätigkeit, die im 
Anschluss an den Erwerb der Ausbildungs- und Befähi-
gungsnachweise ausgeübt wurde, erworbenen Kenntnisse 
ausgeglichen wird. Liegt sowohl ein inhaltliches als auch 
ein zeitliches Defi zit vor, kann nur der Ausgleich des 
inhaltlichen Defi zits verlangt werden.

(2) Ein zeitliches Defi zit liegt vor, wenn die nachgewie-
sene Ausbildungsdauer mindestens ein Jahr unter der für 
den Erwerb der Laufbahnbefähigung geforderten Aus-
bildungsdauer liegt.

(3) Ein inhaltliches Defi zit liegt vor, wenn

1. die bisherige Ausbildung und der dazu gehörige Aus-
bildungsnachweis sich auf Fächer beziehen, die sich 
wesentlich von denen unterscheiden, die in Nordrhein-
Westfalen vorgeschrieben sind, oder

2. die Laufbahnbefähigung die Wahrnehmung eines 
umfangreicheren Aufgabenfeldes ermöglicht als der reg-
lementierte Beruf im Mitgliedstaat des Antragstellers 
und wenn dieser Unterschied in einer besonderen Aus-
bildung besteht, die für den Erwerb der Laufbahnbefä-
higung vorgeschrieben wird und sie sich auf Fächer 
bezieht, die sich wesentlich von denen unterscheiden, die 
von den Qualifi kationsnachweisen abgedeckt werden, die 
die Antragstellerin oder der Antragsteller vorlegt.

Fächer, die sich wesentlich unterscheiden, sind Fächer, 
deren Kenntnis eine wesentliche Voraussetzung für die 
Ausübung des Berufs ist und bei denen die bisherige 
Ausbildung des Antragstellers bedeutende Abweichun-
gen hinsichtlich Dauer oder Inhalt gegenüber der für die 
Laufbahnbefähigung geforderten Dauer aufweist.

§ 5
Verfahren

(1) Die zuständige Behörde bestätigt dem Antragsteller 
binnen eines Monats den Empfang des Antrages und teilt 
gegebenenfalls mit, welche Unterlagen fehlen. Sie fordert 
ihn auf, die gegebenenfalls noch fehlenden Unterlagen 
innerhalb einer Frist von drei Monaten vorzulegen. Kann 
die Frist aus vom Antragsteller nicht zu vertretenden 
Gründen nicht eingehalten werden, ist sie auf Antrag zu 
verlängern.

(2) Über den Antrag ist innerhalb von drei Monaten 
nach Einreichung der vollständigen Unterlagen schrift-
lich zu entscheiden. Die Frist kann um einen Monat ver-
längert werden. Soweit Defi zite nach § 4 festgestellt wor-
den sind, ist der Antragsteller auch über die möglichen 
Ausgleichsmaßnahmen nach § 6 schriftlich zu unterrich-
ten und auf sein Wahlrecht nach § 6 Absatz 1 schriftlich 
hinzuweisen. Die zuständige Behörde kann den Antrag-
steller auffordern, sein Wahlrecht innerhalb einer Frist 
von einem Monat auszuüben. Absatz 1 Satz 3 gilt ent-
sprechend.

(3) Soweit ein Defi zit nicht besteht, wird mit der Ent-
scheidung nach Absatz 2 zugleich auch die Befähigung 
für die betreffende Laufbahn anerkannt. Soweit ein Defi -
zit erst noch auszugleichen ist, erfolgt die Anerkennung 
der Laufbahnbefähigung nach erfolgreichem Abschluss 
der Ausgleichsmaßnahme.

(4) Im Falle einer Anerkennung der Berufsqualifi kation 
als Laufbahnbefähigung ist in der schriftlichen Mittei-
lung darauf hinzuweisen, dass die Anerkennung keinen 
Anspruch auf Einstellung begründet.

§ 6
Ausgleichsmaßnahmen

(1) Wird ein Defi zit festgestellt, kann die zuständige 
Behörde vom Antragsteller verlangen, dass er nach eige-
ner Wahl entweder einen Anpassungslehrgang erfolgreich 
durchläuft oder eine Eignungsprüfung erfolgreich ablegt.

(2) Auf Ausgleichsmaßnahmen ist zu verzichten, wenn 
die Berufsqualifi kation des Antragsstellers die Kriterien 
einer gemeinsamen Plattform im Sinne des Artikels 15 
Absatz 1 der Richtlinie 2005/36/EG erfüllt.

(3) Abweichend von Absatz 1 ist eine Berufsqualifi kation 
für Laufbahnen, deren Aufgabenausübung eine genaue 
Kenntnis des deutschen Rechts erfordert und bei denen 
Beratung oder Beistand in Bezug auf das deutsche Recht 
ein wesentlicher und beständiger Teil der Berufsaus-
übung ist, nur anzuerkennen, wenn mit Erfolg eine Eig-
nungsprüfung abgelegt wurde.

§ 7

Eignungsprüfung

(1) Die Eignungsprüfung ist eine ausschließlich die 
berufl ichen Kenntnisse betreffende staatliche Prüfung, 
mit der die Fähigkeiten, die Aufgaben der angestrebten 
Laufbahn wahrzunehmen, beurteilt werden. Sie ist in 
deutscher Sprache abzulegen. Die Eignungsprüfung 
muss dem Umstand Rechnung tragen, dass der Antrags-
steller bereits über eine entsprechende berufl iche Quali-
fi kation verfügt.

(2) Die zuständige Behörde vergleicht die für die Lauf-
bahnbefähigung für unverzichtbar angesehenen Fächer 
mit den Berufsqualifi kationen und Berufserfahrungen 
des Antragstellers und legt abhängig von den Defi ziten 
den Inhalt und Umfang der Prüfung fest, insbesondere 
die Prüfungsgebiete.

(3) Bei Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst gelten die in 
den jeweiligen Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 
genannten Prüfungsgebiete als für diese Laufbahnen 
notwendige Sachgebiete. Bei Laufbahnen besonderer 
Fachrichtung sind die Prüfungsgebiete auf Grund eines 
Vergleichs mit den dem Qualifi kationserwerb zugrunde-
liegenden Prüfungsgebieten der Abschlüsse festzulegen. 
Das für die angestrebte Laufbahn zuständige Ministe-
rium bestimmt die zuständige Stelle für die Abnahme 
der Prüfung.

(4) Die Eignungsprüfung wird durch eine unabhängige 
Prüfungskommission durchgeführt. Die Prüfungskom-
mission besteht in der Regel aus drei Mitgliedern. Sie ist 
unabhängig und an Weisungen nicht gebunden. Die Eig-
nungsprüfung besteht aus einem schriftlichen und münd-
lichen Teil. Näheres bestimmt das für die angestrebte 
Laufbahn zuständige Ministerium. Der Antragssteller 
kann nach Zulassung nur aus wichtigem Grund von der 
Eignungsprüfung zurücktreten, andernfalls gilt die Eig-
nungsprüfung als nicht bestanden.

(5) Über den Prüfungshergang ist eine Niederschrift auf-
zunehmen, in der festgestellt werden:

1.  Zeit und Ort der mündlichen Eignungsprüfung,

2.  die Zusammensetzung der Prüfungskommission,

3.  die Namen der Prüfungsteilnehmer,

4.   die Prüfungsgebiete und die daraus entnommenen 
Prüfungsthemen,

5.  die Bewertung der Aufsichtsarbeiten,

6.  die Bewertung der mündlichen Prüfung,

7.  das abschließende Prüfungsergebnis und

8.  besondere Vorkommnisse.

Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden und einem 
Mitglied der Prüfungskommission zu unterschreiben.

(6) Über die Folgen eines ordnungswidrigen Verhaltens, 
insbesondere eines Täuschungsversuchs, entscheidet die 
Prüfungskommission. Abweichendes kann das für die 
angestrebte Laufbahn zuständige Ministerium regeln.

(7) Zur Bewertung der Eignungsprüfung wird die Noten-
skala des § 15 Absatz 5 Laufbahnverordnung herangezo-
gen. Wird das Gesamtergebnis der Prüfung nicht mindes-
tens mit der Note „ausreichend“ bewertet, ist die 
Eignungsprüfung nicht bestanden. Im Falle des Nichtbe-
stehens kann die Eignungsprüfung einmal wiederholt 
werden. Der Vorsitzende gibt dem Antragsteller im 
Anschluss an die mündliche Prüfung das Ergebnis der 
Eignungsprüfung bekannt.

Anlage
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§ 8
Anpassungslehrgang

(1) Im Anpassungslehrgang sollen die im Vergleich zwi-
schen vorhandener und geforderter Ausbildung fehlen-
den Qualifi kationen erworben werden. Er besteht aus 
einer berufspraktischen Unterweisung in den Laufbahn-
aufgaben unter Anleitung und Verantwortung eines qua-
lifi zierten Berufsangehörigen. Zusätzlich kann eine theo-
retische Zusatzausbildung erfolgen.

(2) Der Anpassungslehrgang darf höchstens drei Jahre 
dauern. Bei Laufbahnen mit Vorbereitungsdienst darf der 
Anpassungslehrgang die Dauer des Vorbereitungsdiens-
tes nicht überschreiten. Dauer und Inhalt des Anpas-
sungslehrganges werden von dem für die angestrebte 
Laufbahn zuständigen Ministerium oder der von ihm 
bestimmten Stelle unter Berücksichtigung des auszuglei-
chenden Defi zits festgelegt.

(3) Der Lehrgangsteilnehmer befi ndet sich während des 
Anpassungslehrgangs in einem öffentlich-rechtlichen Be-
rufs qualifi kations-Anerkennungsverhältnis. Die Rechte 
und Pfl ichten des Antragstellers während des Anpas-
sungslehrgangs werden durch Vertrag mit dem einstel-
lenden Dienstherrn festgelegt (Anlage). Dienstobliegen-
heiten werden nicht übertragen. Eine Vergütung oder ein 
sonstiges Entgelt wird nicht gewährt.

(4) Der Anpassungslehrgang endet außer mit Ablauf der 
festgesetzten Zeit vorzeitig auf Wunsch des Lehrgangs-
teilnehmers oder, wenn schwerwiegende Pfl ichtverlet-
zungen des Lehrgangsteilnehmers der Fortführung ent-
gegenstehen.

(5) Der Anpassungslehrgang ist Gegenstand einer 
Bewertung. Zur Bewertung wird die Notenskala des § 15 
Absatz 5 Laufbahnverordnung herangezogen. Werden die 
Leistungen nicht mindestens mit der Note „ausreichend“ 
bewertet, ist der Anpassungslehrgang nicht bestanden. 
Im Falle des Nichtbestehens kann der Anpassungslehr-
gang einmal wiederholt werden.

§ 9
Ablehnung des Antrags

Die Anerkennung ist zu versagen, wenn

1.   die Voraussetzungen der §§ 2 und 3 nicht erfüllt wer-
den,

2.   die Ausgleichsmaßnahmen nicht erfolgreich abge-
schlossen worden sind oder der Antragsteller sich 
ihnen nicht innerhalb einer angemessenen Frist un-
terzogen hat,

3.   die für die Anerkennung erforderlichen Unterlagen 
trotz Aufforderung nicht in angemessener Frist voll-
ständig vorgelegt werden.

§ 10
Berufsausübung und Nachweis von Sprachkenntnissen

Personen, deren Berufsqualifi kation anerkannt wird, 
müssen über die Sprachkenntnisse verfügen, die für die 
Ausübung ihrer Berufstätigkeit im Aufnahmemitglied-
staat erforderlich sind. Das gilt auch für die Teilnahme 
an einem Anpassungslehrgang. Die zuständige Behörde 
stellt fest, ob im Einzelfall begründete Zweifel an den 
erforderlichen Kenntnissen der deutschen Sprache beste-
hen.

§ 11
Einstellung

Die vorstehenden Regelungen lassen Auswahlverfahren 
für die Einstellung in ein Beamtenverhältnis unberührt.

§ 12
Abschluss des Anerkennungsverfahrens

Mit erfolgreichem Abschluss des Anerkennungsverfah-
rens erwirbt der Antragssteller die Befähigung für die 
einschlägige Laufbahn; andernfalls ist der Antrag abzu-
lehnen.

§ 13 
Inkrafttreten, Berichtspflicht

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Die Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie 
89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über eine 
allgemeine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldi-
plome, die eine mindestens dreijährige Berufsausbildung 
abschließen, für die Laufbahnen Beamten im Landes 
Nordrhein-Westfalen vom 30. Juni 1997 (GV. NRW. 
S. 216), tritt zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft.

(2) Das Innenministerium überprüft bis zum 31. Dezem-
ber 2015 die Auswirkungen dieser Verordnung und unter-
richtet die Landesregierung.

Düsseldorf, den 6. Mai 2010

Der Innenminister 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Ingo  W o l f  MdL
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Anlage zu § 8 Absatz 3 

Vertrag

zwischen

(…..1)

- vertreten durch ………………………..………………… - 

und

Herrn/Frau
…………………………………………………………………………………………………
………...

geboren am …………………………………………………. in 
……………………………………………..……

wohnhaft
…………………………………………………………………………………………………
……..……

wird folgender Vertrag geschlossen: 

Herr/Frau ………………………………………wird für die Zeit vom 
……………………………………………
bis zum ……………………………………….. Gelegenheit gegeben, in einem 
Anpassungslehrgang im Sinne des § 8 Absatz 3 (VO-Berufsqualifikation) die Kenntnisse und 
Fähigkeiten für die Laufbahn 

…………………………………………………………………………………………………
………………………
zu erwerben, die in der vorliegenden Qualifikation nicht enthalten sind. 

§ 2 
(1) Der Anpassungslehrgang besteht aus einer berufspraktischen Ausbildung in den Aufgaben 
der Laufbahn 
…………………………………………………………………………………………………
…………
unter Anleitung und Verantwortung einer oder eines qualifizierten Berufsangehörigen 
(Ausbildungsleiter); er kann eine theoretische Zusatzausbildung umfassen. 

(2) Der Ausbildungsleiter legt die Einzelheiten des Anpassungslehrgangs fest. 

§ 3 
Dienstobliegenheiten werden nicht übertragen. 
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§ 4 
Der Anpassungslehrgang endet außer durch Ablauf der festgesetzten Zeit vorzeitig auf 
Antrag. Er kann außerdem vorzeitig von Amts wegen beendet werden, wenn schwerwiegende 
Pflichtverletzungen des Teilnehmers der Fortführung entgegenstehen. 

§ 5 
Der Teilnehmer am Anpassungslehrgang hat den Anweisungen des Ausbildungsleiters zu 
folgen; er wird zu Beginn des Anpassungslehrgangs auf die Pflicht zur Verschwiegenheit 
hingewiesen.

§ 6 
Der Teilnehmer am Anpassungslehrgang kann sich in allen Fragen der Durchführung des 
Anpassungslehrgangs an den Ausbildungsleiter wenden. Der Ausbildungsleiter stellt durch 
geeignete Maßnahmen sicher, dass sich der Teilnehmer die in § 1 genannten Kenntnisse und 
Fähigkeiten in sachgerechter Form aneignen kann. 

§ 7 
Eine Vergütung oder ein sonstiges Entgelt wird nicht gewährt. 

1 Einzutragen ist der jeweilige Dienstherr

– GV. NRW. 2010 S. 285
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7817

Verordnung
zur Einteilung von landwirtschaftlichen Flächen
nach dem Grad der Erosionsgefährdung durch 

Wasser und Wind
(Landeserosionsschutzverordnung – LESchV)

Vom 30. April 2010

Auf Grund des § 5 Absatz 4 des Direktzahlungen-Ver-
pfl ichtungengesetzes vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1763, 
1767), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 14. April 
2010 (BGBl. I S. 418), und des § 2 Absätze 1 und 7 der 
Direktzahlungen-Verpfl ichtungenverordnung vom 4. No-
vember 2004 (BGBl. I S. 2778), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 20. April 2010 (eBAnz AT44 2010 V1), 
und des § 6 Absatz 1 Nummer 3 der Verordnung zur Re-
gelung von Zuständigkeiten und zur Übertragung von 
Ermächtigungen zum Erlass von Rechtsverordnungen für 
Bereiche der Agrarwirtschaft vom 11. November 2008 
(GV. NRW. S. 732), geändert durch Artikel 3 der Verord-
nung vom 15. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 854), wird 
verordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Die Verordnung regelt die verbindliche Einteilung der 
landwirtschaftlichen Flächen nach dem Grad der Was-
ser- und Winderosionsgefährdung und richtet sich an 
Betriebsinhaber, die auf erosionsgefährdeten Ackerfl ä-
chen für die Dauer des Bezugs von Direktzahlungen oder 
sonstigen Stützungszahlungen den Verpfl ichtungen zur 
Erosionsvermeidung gemäß § 2 Absätze 2 bis 4 der 
Direktzahlungen-Verpfl ichtungenverordnung unterlie-
gen.

§ 2
Einteilung von Flächen bezüglich ihrer Erosions-

gefährdung durch Wasser und Wind

Zur Bestimmung der potentiellen Erosionsgefährdung 
durch Wasser und Wind sind allen Flächen in Nordrhein-
Westfalen Rasterzellen mit 10 Meter Rasterweite zuge-
teilt. Die Zuordnung von Rasterzellen zu den Wasser- 
und Winderosionsgefährdungsklassen CCWasser1, CCWasser2 
und CCWind erfolgt auf der Grundlage der in Anlage 1 
dargestellten Methodik. Einer Rasterzelle können gleich-
zeitig eine Wasser- und eine Winderosionsgefährdungs-
klasse zugeordnet sein. Die Zuordnung von Erosionsge-
fährdungsklassen zu Rasterzellen werden in einer Karte 
veranschaulicht, die ab dem 30. Juni 2010

–  in digitaler Form im Internet unter der Adresse: 
„http://www.gd.nrw.de“ und

–  in gedruckter Form als Übersichtskarte bei den Kreis-
stellen der Landwirtschaftskammer Nordrhein-West-
falen niedergelegt und dort von jedermann während 
der Dienstzeiten einsehbar ist.

§ 3
Einteilung von Feldblöcken bezüglich ihrer Erosions-

gefährdungsklasse

(1) Die Erosionsgefährdungsklassen werden Feldblöcken 
als Referenzparzellen nach der Verordnung zur Regelung 
der Referenzparzelle und zur Mindestgröße von Flächen 
im Rahmen der Agrarreform vom 12. September 2006 
(GV. NRW. S. 450) zugeordnet.

(2) Die Erosionsgefährdungsklasse eines Feldblocks wird 
durch die vollständig in dem Feldblock liegenden Raster-
zellen bestimmt. Einem Feldblock können gleichzeitig 
eine Wasser- und eine Winderosionsgefährdungsklasse 
zugeordnet werden.

(3) Die Wassererosionsgefährdungsklasse eines Feld-
blocks ergibt sich aus dem Median der Werte nach Spalte 
3 der Tabelle in Anlage 1 der Direktzahlungen-Verpfl ich-
tungenverordnung für die nach Absatz 2 diesem Feld-
block zugeordneten Rasterzellen.

(4) Einem Feldblock ist die Winderosionsgefährdungs-
klasse CCWind zugeordnet, wenn mindestens die Hälfte 

der nach Absatz 2 diesem Feldblock zugeordneten Ras-
terzellen als winderosionsgefährdet eingestuft ist. Ist 
einem Feldblock nach Satz 1 die Winderosionsgefähr-
dungsklasse CCWind zugeordnet, wird zusätzlich die 
Schutzwirkung von Windhindernissen nach Maßgabe der 
in Anlage 2 zu § 2 Direktzahlungen-Verpfl ichtungenver-
ordnung beschriebenen Methodik berücksichtigt, soweit 
die Windhindernisse in dem aktuellen Digitalen Oberfl ä-
chenmodell des Geodatenzentrums Nordrhein-Westfa-
lens erfasst sind. Durch Berücksichtigung der Windhin-
dernisse kann abweichend von Satz 1 die Zuordnung 
eines Feldblocks zu der Winderosionsgefährdungsklasse 
entfallen.

(5) Als Hauptwindrichtung gemäß § 2 Absatz 4 Satz 3 
der Direktzahlungen-Verpfl ichtungenverordnung wird 
für Nordrhein-Westfalen einheitlich Süd-West festgelegt.

(6) Für die erstmalige Ermittlung der Erosionsgefähr-
dungsklasse eines Feldblocks sind dessen Grenzen mit 
Stand vom 15. Dezember 2009 maßgeblich. Bei einer 
Änderung der Grenzen von Feldblöcken oder bei einer 
Aktualisierung des Digitalen Oberfl ächenmodells des 
Geodatenzentrums Nordrhein-Westfalen wird die Zuord-
nung zu den Erosionsgefährdungsklassen jeweils zum 15. 
Dezember eines Jahres neu festgelegt.

§ 4 
Informationspflicht der zuständigen Behörde

(1) Der Direktor der Landwirtschaftskammer Nord-
rhein-Westfalen als Landesbeauftragter hat Betriebsin-
haber für die Dauer des Bezugs von Direktzahlungen 
oder sonstigen Stützungszahlungen im Sinne des § 1 
Absatz 1 Direktzahlungen-Verpfl ichtungengesetz jähr-
lich vor dem 30. Juni über die Zuordnung der Erosions-
gefährdungsklassen zu den von ihnen bewirtschafteten 
Feldblöcken zu informieren.

(2) Für Betriebsinhaber im Sinne des Absatzes 1 ist ab 
dem 30. Juni 2010 die Zuordnung von Erosionsgefähr-
dungsklassen zu Feldblöcken und Rasterzellen ein-
schließlich einer Darstellung der für die Ermittlung nach 
Absatz 1 Satz 2 verwendeten Faktoren im Internet unter 
der Adresse: „ http://www.landwirtschaftskammer.de/
FBF/jsp/index_zid.jsp“ und bei den Kreisstellen der 
Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen während 
der Dienstzeiten einsehbar.

§ 5
Verpflichtungen der Betriebsinhaber

(1) Ab dem 1. Juli 2010 haben Betriebsinhaber die sich 
aus der Einstufung von Feldblöcken in Erosionsgefähr-
dungsklassen ergebenden Anforderungen des § 2 Absätze 
2 bis 4 der Direktzahlungen-Verpfl ichtungenverordnung 
zu beachten.

(2) Die gemäß § 3 Absatz 6 dieser Verordnung mit Wir-
kung zum 15. Dezember eines Jahres eintretenden Ände-
rungen in der Zuordnung von Erosionsgefährdungsklas-
sen zu Feldblöcken sind von Betriebsinhabern jeweils ab 
dem 1. Juli des Folgejahres zu beachten.

§ 6
Abweichende Anforderungen

(1) Auf Ackerfl ächen darf beim Anbau von Mais, Zucker-
rüben oder Kartoffeln abweichend von § 2 Absatz 3 
Satz 3 und Absatz 4 der Direktzahlungen-Verpfl ichtun-
genverordnung zwischen dem 16. Februar und dem 31. 
Mai gepfl ügt werden, wenn zwischen der Ernte der Vor-
frucht und dem Pfl ügen durch

a)   das Belassen des gesamten Strohs der Vorfrucht auf 
der Bodenoberfl äche,

b)  eine Zwischenfrucht,

c)  überwinterndes Feldgras oder

d)  eine über Winter stehenbleibende Untersaat

eine Bodenbedeckung sichergestellt wird und die Aus-
saat unmittelbar nach dem Pfl ügen erfolgt.

(2) Auf Ackerfl ächen darf beim Anbau von Kartoffeln 
abweichend von § 2 Absatz 3 Satz 3 und Absatz 4 der 
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Direktzahlungen-Verpfl ichtungenverordnung zwischen 
dem 16. Februar und dem 31. Mai gepfl ügt werden, wenn

a)   beim Anlegen der Kartoffeldämme ein Kartoffelquer-
dammhäufl er eingesetzt oder

b)   der Anbau unmittelbar nach dem Pfl ügen bis zum Rei-
henschluss unter Folie oder Flies durchgeführt wird.

(3) Auf Ackerfl ächen darf vor der Aussaat oder dem 
Pfl anzen von gärtnerischen Kulturen abweichend von § 2 
Absatz 3 Satz 3 der Direktzahlungen-Verpfl ichtungen-
verordnung gepfl ügt werden, wenn

1.  der Boden bis zum Pfl ügen

 a)  durch eine Zwischenfrucht,
 b)   durch das Belassen des gesamten Strohs der Vor-

frucht auf der Bodenoberfl äche oder
 c)   im Falle einer Vorkultur mit Kopfkohlarten, Blu-

menkohl oder Brokkoli mit den gesamten Ernte-
resten

  bedeckt ist und unmittelbar nach dem Pfl ügen die 
Aussaat oder das Pfl anzen erfolgt oder

2.   die Fahrgassen, Flächen für Beregnungsrohre und das 
Vorgewende durch Einsaat von Gras dauerhaft 
begrünt werden oder

3.   beim Einsatz von Mulchfolien jede zweite Zwischen-
reihe begrünt oder gemulcht wird oder

4.   der Anbau unmittelbar nach dem Pfl ügen bis zum 
Reihenschluss unter Folie oder Flies durchgeführt 
wird oder

5.   Grünstreifen mit einer Breite von mindestens einem 
Meter in einem Abstand von 100 Metern quer zur 
Hangrichtung angelegt werden.

(4) Auf Ackerfl ächen darf abweichend von § 2 Absätze 2 
und 3 der Direktzahlungen-Verpfl ichtungenverordnung 
bis zum 15. Februar gepfl ügt werden, wenn

1.   die Weiterbearbeitung der Pfl ugfurche nach dem 15. 
Februar erfolgt und

2.   unmittelbar danach mit einem Reihenabstand von 
weniger als 45 cm Sommergetreide, Körnerlegumino-
sen, Sommerraps, Feldfutter oder Mais angebaut wird.

(5) Die Anforderungen des § 2 Absätze 2 bis 4 der Di-
rektzahlungen-Verpfl ichtungenverordnung sind nicht ein-
zuhalten, soweit die zuständige Pfl anzenschutzbehörde 
eine diesen Anforderungen widersprechende Anordnung 
trifft, um den besonderen Erfordernissen des Pfl anzen-
schutzes im Sinne des § 1 Nummern 1 und 2 des Pfl an-
zenschutzgesetzes Rechnung zu tragen.

(6) Der Direktor der Landwirtschaftskammer Nord-
rhein-Westfalen als Landesbeauftragter hat auf schrift-
lichen Antrag einen Betriebsinhaber von den Anforde-
rungen gemäß § 2 Absatz 4 Direktzahlungen-Verpfl ich-
tungenverordnung zu befreien, wenn dieser nachweist, 
dass im Digitalen Oberfl ächenmodell des Geodatenzent-
rums Nordrhein-Westfalens ein Windhindernis nicht 
erfasst ist und bei Berücksichtigung des Windhindernis-
ses die Zuordnung des betroffenen Feldblockes in die 
Winderosionsgefährdungsklasse CCWind entfällt.

(7) Für einen Schlag, der innerhalb eines Feldblocks mit 
der Erosionsgefährdungsklasse CCWasser2 oder CCWind liegt, 
kann der Betriebsinhaber bei dem Direktor der Land-
wirtschaftskammer als Landesbeauftragter einen schrift-
lichen Antrag stellen, von den Anforderungen nach § 2 
Absätze 3 oder 4 der Direktzahlungen-Verpfl ichtungen-
verordnung befreit zu werden. Ein Schlag ist eine zusam-
menhängende landwirtschaftlich genutzte Fläche eines 
Betriebsinhabers, die mit einer Kulturart bestellt ist. 
Dem Antrag ist stattzugeben, wenn nach Prüfung festge-
stellt wird, dass der betreffende Schlag nicht erosionsge-
fährdet ist. Ergibt die Prüfung, dass dem Schlag jedoch 
die Erosionsgefährdungsklasse CCWasser1 zuzuordnen ist, 
hat der Direktor der Landwirtschaftskammer als Lan-
desbeauftragter zu bestimmen, dass vom Betriebsinhaber 
bei Bewirtschaftung des Schlages die Anforderungen 
nach § 2 Absatz 2 der Direktzahlungen-Verpfl ichtungen-
verordnung einzuhalten sind. Bei Prüfung der Erosions-
gefährdung des Schlages ist entsprechend der Methodik 
gemäß § 3 Absätze 2 bis 4 dieser Verordnung zu verfah-
ren.

§ 7
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Die Verordnung tritt am 30. Juni 2010 in Kraft. Sie tritt 
mit Ablauf des 31. Dezember 2014 außer Kraft.

Düsseldorf, den 30. April 2010

Der Minister
für Umwelt und Naturschutz,

Landwirtschaft und Verbraucherschutz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Eckhard  U h l e n b e r g

 

Anlage 1 
zur Verordnung vom 30. 4 2010 

Methodik zur Einteilung von Flächen 
nach dem Grad ihrer Erosionsgefährdung durch 

Wasser und Wind in Nordrhein-Westfalen 

1.   Bestimmung der potenziellen Erosionsgefährdung 
durch Wasser 

  Grundlage der Berechnung der Erosionsgefährdung 
durch Wasser ist die Ableitung der natürlichen Erosi-
onsgefährdung mit Hilfe der Faktoren 

 –  K (Erodierbarkeit des Bodens auf Basis der Boden-
art) und 

 –  S (Hangneigungsfaktor) 

  der Allgemeinen Bodenabtragsgleichung 
(DIN 19708:2005-02). 

  Die Berechnung der potenziellen Erosionsgefährdung 
erfolgt landesweit einheitlich in einem 10-mal-10-
Meter-Raster in Anlehnung an die DIN 19708:2005-
02. 

  Verwendete Datengrundlagen: 
  Grundlage für die Berechnung des K-Faktors gemäß 

den Tabellen 4 bis 6 der DIN 19708:2005-02 sind die 
Karten BK5 L, DGK5Bo und BK50 und eine speziell 
aufbereitete DGK5Bo, in die Grablochbeschreibun-
gen sowie weitere Informationen aus dem Fachinfor-
mationssystem Bodenkunde eingefl ossen sind. Aktua-
litätsstand ist der 01.01.2010. Der S-Faktor wird aus 
digitalen Hangneigungsdaten, abgeleitet aus dem 
Digitalen Geländemodell 5 der Landesvermessung 
Nordrhein-Westfalen, ergänzt um Teilbereiche an den 
Rändern von Nordrhein-Westfalen durch entspre-
chende Daten der benachbarten Bundesländer. 

  Beide Datengrundlagen sind entsprechend der DIN 
19708:2005-02 aufbereitet. Für jede Rasterzelle liegt 
ein Zahlenwert für K*S vor. 

2.   Bestimmung der potenziellen Erosionsgefährdung 
durch Wind 

  Grundlage für die Berechnung der Erosionsgefähr-
dung durch Wind ist die Ableitung der standortab-
hängigen Erosionsgefährdung eines trockenen und 
vegetationsfreien Bodens nach DIN 19706:2004-05, 
indem Informationen des Fachinformationssystems 
Bodenkunde mit Informationen zur mittleren Wind-
geschwindigkeit in 10 Meter über Grund miteinander 
verknüpft werden. 

  Dabei wird die Erodierbarkeit des Bodens durch Aus-
wertung von Daten aus dem Fachinformationssystem 
Bodenkunde (Aktualitätsstand ist der 01.01.2010) 
berechnet. Entsprechend der DIN 19706:2004-05 wer-
den diese Daten mit Daten der mittleren Windge-
schwindigkeit in 10 Meter über Grund zur standort-
abhängigen Erosionsgefährdung eines vegetations-
freien und trockenen Bodens verknüpft. Die 
Berechnung erfolgt landeseinheitlich in einem 10-mal 
-10-Meter-Raster entsprechend der Vorgabe der DIN 
19706:2004-05. 
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Erste Satzung zur Änderung
der Satzung der Landesanstalt für Medien 

 Nordrhein-Westfalen (LfM) über die Nutzung von 
Sendezeiten für den Bürgerfunk im lokalen 

 Hörfunk (Nutzungssatzung Hörfunk) 
vom 10. August 2007 (GV. NRW. S. 327)

(1. Änderungssatzung)
Vom 23. April 2010

Auf Grund der §§ 40 Absatz 6 Satz 4, 40 a Absatz 2 
Satz 3, Absatz 4 Satz 3, Absatz 5 Satz 4 und 40 b Absatz 
1 Satz 3 und Absatz 3 Satz 3 des Landesmediengesetzes 
Nordrhein-Westfalen (LMG NRW) vom 2. Juli 2002 (GV. 
NRW. S. 334), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 13. 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den „West-
deutschen Rundfunk Köln“ und des Landesmediengeset-
zes Nordrhein-Westfalen (LMG NRW) – 13. Rundfunkän-
derungsgesetz – vom 8. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 728), 
erlässt die Landesanstalt für Medien Nordrhein-Westfa-
len (LfM) folgende Satzung:

§ 1
Änderung der Nutzungssatzung Hörfunk

Die Satzung der Landesanstalt für Medien Nordrhein-
Westfalen (LfM) über die Nutzung von Sendezeiten für 
den Bürgerfunk im lokalen Hörfunk (Nutzungssatzung 
Hörfunk) vom 10. August 2007 (GV. NRW. S. 325) wird 
wie folgt geändert:

1.  In § 1 Absatz 3 wird folgender Satz 3 eingefügt:

  „Im Bürgerfunk dürfen keine Gewinnspiele stattfi n-
den.“

2.   In § 2 Absatz 2 wird die Angabe „§ 72“ ersetzt durch 
die Angabe „§ 40 a Absatz 2“.

3.  § 3 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

 a)   In Satz 2 wird die Angabe „§ 73 Abs. 1“ durch die 
Angabe „§ 40 b Absatz 1“ ersetzt.

 b)  Satz 3 wird aufgehoben.

4.  § 4 wird wie folgt geändert:

 a)   In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 72 Abs. 5 
Satz 1 und 2“ durch die Angabe „§ 40 a Absatz 5 
Satz 1 und 2“ ersetzt.

 b)   In Absatz 3 Satz 4 wird das Wort „Nutzer“ durch 
das Wort „Gruppen“ ersetzt.

 c)   In Absatz 4 Satz 2 wird die Angabe „§ 72 Abs. 5 
Satz 2“ durch die Angabe „§ 40 a Absatz 5 Satz 2“ 
ersetzt.

 d)   In Absatz 5 Satz 1 wird die Angabe „§ 80“ durch 
die Angabe „§ 40 Absatz 7“ ersetzt.

5.  § 6 wird wie folgt geändert:

 a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  „(2) Die Sendeanmeldung soll Namen und Anschrift 
aller Gruppenmitglieder enthalten.“

 b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 wird die Angabe „§ 73 Abs. 3 Satz 2“ 
durch die Angabe „§ 40 b Absatz 3 Satz 2“ 
ersetzt, und werden die Wörter „und die LfM“ 
gestrichen.

  bb)   In Satz 2 wird die Angabe „§§ 71 bis 73“ 
durch die Angabe „§§ 40 bis 40b“ ersetzt.

6.  § 7 wird wie folgt geändert:

 a)   Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst: „Schul- 
und Jugendprojekte“.

 b)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 wird das Wort „Schulprojekte“ durch 
die Wörter „Schul- und Jugendprojekte“ er-
setzt.

  bb)  Satz 2 wird aufgehoben.

 c)  Absatz 2 wird wie folgt geändert:

  aa)   In Satz 1 wird das Wort „Schulprojekte“ durch 
die Wörter „Schul- und Jugendprojekte“ 
ersetzt.

  bb)   In Nummer 1 Satz 1 werden die Wörter „,wel-
che die Befugnis hat, geeignete Qualifi zie-
rungsmaßnahmen an einer von der LfM aner-
kannten Qualifi zierungsstelle durchzuführen“ 
ersetzt durch die Wörter „und von der LfM als 
Medientrainerin bzw. Medientrainer aner-
kannt ist oder sonst eine von der LfM aner-
kannte Qualifi zierungsmaßnahme erfolgreich 
absolviert hat.“

7.   In § 8 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 73 Abs. 3 
Satz 1“ durch die Angabe „§ 40 b Absatz 3 Satz 1“ 
ersetzt.

8.  § 11 wird aufgehoben.

9.  Der bisherige § 12 wird § 11.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung im 
Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-
Westfalen in Kraft.

 

Düsseldorf, den 23. April 2010

 

Der Direktor
der Landesanstalt für Medien
Nordrhein-Westfalen (LfM)

Prof. Dr. Norbert  S c h n e i d e r
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